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Armin Schuster (Weil am Rhein)

Der Zweck des Abkommens besteht darin, die finan-
ziellen Beatmungssysteme des internationalen Terroris-
mus zu identifizieren und auf diese Weise Kenntnis von
Verdachtsfällen zu bekommen und Fahndungshinweise
zu erhalten. Das hat sich seit Jahren in der Praxis be-
währt, war aber datenschutzrechtlich nach deutschen
Maßstäben kaum bis gar nicht geregelt.

Das heute diskutierte Abkommen legt jetzt endlich
verbindliche juristische Standards für diese Praxis fest.
Von 2001 bis 2004 gab es eine amerikanische Selbstbe-
dienung. Das hat hier keinen Menschen gestört.

(Reinhard Grindel [CDU/CSU]: So ist es!)

Ich muss Sie nicht daran erinnern, wer zu dieser Zeit re-
giert hat. Seit 2007 arbeiten wir datenschutzrechtlich mit
einer von Herrn Steinbrück akzeptierten einseitigen, vor-
läufigen Zusicherung der USA � eine tolle Konstruktion �,
datenschutzrechtliche Mindeststandards gegebenenfalls
einzuhalten. Da waren wir, gemessen an der Entrüstung,
die bei Ihnen jetzt ausbricht und die ich überhaupt nicht
verstehe, verdammt großzügig.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP �
Gerold Reichenbach [SPD]: Der Server stand
in den USA! Das unterlag damals amerikani-
schem Datenrecht! Jetzt unterliegt es aber eu-
ropäischem Recht!)

� Herzlichen Dank für die Information. Aber ich recher-
chiere auch sehr gut.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, wir beenden diesen Zu-
stand. Wir haben wesentliche Forderungen des Bundes-
rates in das Abkommen übernommen. Beispielsweise
sind Missbrauchsvorkehrungen verankert. Der Zugriff
der US-Fahnder ist nur bei konkretem Terrorverdacht
gestattet.

(Christine Lambrecht [SPD]: Stimmt doch gar
nicht!)

Dies prüft die belgische Behörde, bei der um eine Daten-
übermittlung ersucht werden muss, bevor man an die
Daten herankommt. Zudem sind Echtzeitprüfungen im
Rahmen von SWIFT vorgesehen. Dies alles sind recht
große Hürden.

Jetzt kommt das Entscheidende: Außer Griechenland,
Ungarn und Österreich hätte kein anderer europäischer
Partner bei solchen Hürden mitgemacht. Wir haben gera-
dezu Glück, dass wir mit dieser Enthaltung das Ganze
durchbekommen haben; wenn es hier um eine Mehr-
heitsentscheidung gegangen wäre, hätten wir es auf die-
sem Niveau nie durchbekommen, obwohl der französi-
sche Richter bei internationalen Prüfungen feststellt: Ihr
braucht euch keine Sorgen zu machen; dieses System
wird von den Amerikanern sicher angewandt. Das haben
wir erreicht!

Für mich ist das ein klarer Verhandlungserfolg. Ich
betone: Wir sind auf dem Weg zu den hohen deutschen
Datenschutzstandards, von denen wir einige Europäer
noch überzeugen müssen. Ich wiederhole: Wir sind auf
dem Weg und noch nicht am Ziel.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Der Weg dorthin beginnt mit ersten Schritten. Folgendes
unterscheidet uns in allen Politikfeldern: Wir wissen,
was wir wollen, und Sie wissen, was Sie nicht wollen.

(Mechthild Rawert [SPD]: Warten Sie mal ab!)

Deswegen ergreifen wir Maßnahmen und gehen die ers-
ten Schritte. So erreichen wir auch unsere Ziele.

(Beifall bei der CDU/CSU � Josef Philip
Winkler [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Mit
einer Enthaltung!)

Wir wollen die Strukturen weltweit agierender Terror-
organisationen identifizieren. Dafür sind internationale
Finanzermittlungen unverzichtbar. Deshalb war die Ent-
haltung Deutschlands in Brüssel für mich in dreifacher
Hinsicht goldrichtig:

Erstens. Wir haben weiterhin klare Verhältnisse in der
Terrorismusbekämpfung und bleiben ein zuverlässiger
Partner im transatlantischen Bündnis.

Zweitens. Wir haben dem Recht auf informationelle
Selbstbestimmung des Einzelnen in Deutschland deut-
lich mehr Geltung verschafft, als das in den vergangenen
Jahren der Fall war.

Drittens. Wir haben in der Europäischen Union und
gegenüber den USA ein klares Ausrufungszeichen ge-
setzt, dass wir die kommenden Monate nutzen werden,
um im endgültigen Abkommen deutsche Datenschutz-
standards noch stärker zu betonen.

(Dr. Hans-Peter Uhl [CDU/CSU]: Sehr gut!)

Diese Lösung ist verantwortungsvoll, europäisch und
praktikabel. Das ist Politik für die Wirklichkeit.

Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP �
Christian Freiherr von Stetten [CDU/CSU]: Es
ist eigentlich alles gesagt, und wir können
heimgehen!)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt:
Herr Kollege Schuster, dies war Ihre erste Rede in

diesem Haus. Ich gratuliere Ihnen sehr herzlich dazu und
wünsche Ihnen für Ihre weitere Arbeit eine glückliche
Hand, viel Freude und Erfolg.

(Beifall)

Nun hat das Wort die Kollegin Christine Lambrecht
für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD � Christian
Freiherr von Stetten [CDU/CSU]: Lassen Sie
doch mal den Wiefelspütz reden! � Gegenruf
des Abg. Gerold Reichenbach [SPD]: Wir set-
zen unsere Geheimwaffe gezielt ein!)

Christine Lambrecht (SPD):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und

Herren! Ich darf meinem Vorredner zu seiner ersten
Rede hier im Parlament gratulieren. Ich kann ihm aber
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nicht zu dem Inhalt gratulieren, den er hier vorgetragen
hat. Herr Schuster, Sie haben gesagt, es seien die Voraus-
setzungen dafür geschaffen worden, dass Daten nur dann
übermittelt werden, wenn ganz konkrete Verdachts-
gründe benannt worden seien. Dazu kann ich nur sagen:
Sie hätten sich, insbesondere in Vorbereitung für Ihre al-
lererste Rede hier im Parlament, die Mühe machen sol-
len zu recherchieren, und hätten vielleicht, wie dies zu-
mindest bei Juristen üblich ist, einen Blick in das Gesetz
werfen sollen. An dieser Stelle würde ich Ihnen raten,
Art. 5 Abs. 2 des Abkommens nachzulesen. Dort steht
nämlich, dass auf der Grundlage bereits vorliegender In-
formationen oder Beweisinformationen, die die An-
nahme stützen, dass der Gegenstand der Abfrage einen
Bezug zu Terrorismus oder Terrorismusfinanzierung hat,
eine Datenübermittlung möglich ist. Mit Verlaub, mit
konkreten Verdachtsmomenten hat es nun wirklich
nichts zu tun, wenn ich das alles auf die Annahme stütze.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dr. Ilja
Seifert [DIE LINKE])

Ich würde also ausgerechnet in der ersten Rede nicht ei-
nen solchen Quatsch erzählen.

Zu den Beiträgen der Redner aus der neuen Koalition
muss ich sagen: Man hat nicht gemerkt, dass die FDP
mittlerweile in der Regierungsverantwortung ist. Frau
Piltz hat im üblichen Reflex SPD und Grüne beschimpft

(Gisela Piltz [FDP]: War ja auch leicht!)

und Behauptungen aufgestellt. Herr Ahrendt hat sich
dann darauf eingeschossen, den CDU-Minister zu kriti-
sieren und ihm zu erklären, was alles falsch gelaufen ist.
Vielleicht haben Sie es noch nicht gemerkt: Sie sind mit
in der Regierungsverantwortung und müssen dann auch
dafür stehen.

(Gisela Piltz [FDP]: Und Sie waren es!)

� Wir waren es; aber Sie sind es jetzt. Deswegen müssen
Sie sich das, was Sie einmal ausgesagt haben, anrechnen
lassen. Sie hätten ansonsten nicht in Ihrem Koalitions-
vertrag festschreiben dürfen, dass Sie beim SWIFT-Ab-
kommen ein hohes Datenschutzniveau, also strikte
Zweckbindung und Löschen der Daten, wollen.

(Gisela Piltz [FDP]: Sie haben vorsichtshalber
überhaupt nichts dazu gesagt!)

� Sie wollen das erreichen. Wir reden über Sie, nicht
über uns. Sie sind an der Regierung, wir leider nicht; da
haben Sie recht. Es ist schade, dass wir nicht in der Ver-
antwortung stehen, aber das ist nun einmal so.

(Christian Ahrendt [FDP]: Hätten Sie anders
verhandelt, hätten wir es nicht so schwer ge-
habt!)

Es bringt uns nicht weiter, dass Sie im Koalitionsvertrag
festschreiben, sich für einen �effektiven Rechtsschutz�
und �klare Regelungen bezüglich Weitergabe� der Daten
an Drittstaaten einzusetzen, wenn am Ende überhaupt
nichts dabei herauskommt.

(Gisela Piltz [FDP]: Wir haben zumindest eine
Idee gehabt!)

Wer am 27. September die FDP gewählt hat, weil er
allen Ernstes geglaubt hat, sie stehe für das, was sie ver-
spricht, nämlich für Bürger- und Freiheitsrechte sowie
Datenschutz, kann heute die Augen schließen. Das, was
er dann sieht, das hat er bekommen, nämlich nichts.

Schauen Sie sich einmal an, was Sie hier erreicht ha-
ben!

(Gisela Piltz [FDP]: Mehr als Sie in zwei
Jahren in der Regierung!)

� Sie haben mehr erreicht als wir; denn wir sind nicht in
der Regierung, da haben Sie völlig recht. So langsam hat
man den Eindruck, Sie hätten schon die Nase voll davon,
in der Verantwortung zu stehen. Es wird aber wahr-
scheinlich noch eine Weile so weitergehen, dass Sie sich
anhören müssen, wo Ihre Fehler liegen. Herr Ahrendt,
Sie haben diese Aufgabe selbst übernommen: Sie über-
nehmen die Aufgabe der Opposition, indem sie uns er-
klären, was Herr de Maizière bei den Verhandlungen al-
les falsch gemacht hat. Da kann ich nur sagen: Schade,
dass Sie das nur hier erklären; die zuständige Ministerin
hätte es im Kabinett deutlich erklären und dafür sorgen
müssen, dass es zu entsprechenden Konsequenzen
kommt.

Frau Leutheusser-Schnarrenberger, in der ersten De-
batte, die wir hier geführt haben, sind Sie aus den Reihen
der Opposition auf SWIFT angesprochen worden. Sie
haben dann gesagt: �Warten Sie einmal ab �!� Alles,
was wichtig sei, komme noch in das Abkommen
hinein. � Sie können das im Plenarprotokoll nachlesen.
Heute muss ich sagen: Sie haben nichts erreicht. Damals
haben Sie also nur Nebelkerzen geworfen und den Ein-
druck erweckt, Sie seien eine tatkräftige Ministerin, die
jetzt hier eingreife.

Was passiert heute? Nachdem Sie nichts erreicht ha-
ben, versprechen Sie uns, bei der nächsten Runde werde
alles besser und Sie würden dafür sorgen, dass der Da-
tenschutz eingehalten wird. Ich muss Ihnen sagen: Die
Vorschusslorbeeren sind zu Unrecht an Sie gegangen.
Mittlerweile haben Sie Ihre Position, für die Sie gewählt
wurden und wegen der Sie persönlich ein hohes Ansehen
hatten, über Bord geworfen. Es geht nur noch darum, zu-
sammenzubleiben und keinen weiteren Krach in der
Koalition hervorzurufen. Nach den Vorgängen der letz-
ten Woche ist es kein Wunder, dass man auf Gedeih und
Verderb versucht, zusammenzuhalten.

Wir werden Ihnen das nicht durchgehen lassen. Das
ist ein Affront gegen alle Menschen, die sich darauf ver-
lassen haben, dass Sie sich für Datenschutz einsetzen. Es
ist ein Affront gegen das Europäische Parlament. Das ist
wirklich eine Unverschämtheit und eine schwarze
Stunde für Freiheitsrechte, Bürgerrechte und den Daten-
schutz.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)


